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Nach der Eidg. Volksabstimmung vom 24. Oktober 1954 


Eine Frist 


Das Ergebnis der eidg. Volksabstimmung vom 24. Ok- 
tober ist in der Eindeutigkeit des gefallenen Entscheides 
ein crfreuliches Zeugnis staatsbürgerlicher Einsicht. 
Weniger überwältigend als das Verhältnis der abgege- 
benen ‚Ja- und Neinstimmen ist indessen die Stimm- 
beteiligung. 


Die nun für eine weitere Gültigkeitsdauer von vier 
Jahren angenommene Übergangsordnung war am 3. De- 
zember 1950 mit rund 515 000 Ja gegen 227 000 Nein 
bei einer Stimmbeteiligung von 53%, angenommen wor- 
den. «Ks ist beschämend», stand damals im Abstim- 
mungskommentar des «Schweiz. Konsum-Vereins», «dass 
47%, (!) der Stimmberechtigten es nicht für nötig fanden, 
sich an der Abstimmung zu beteiligen. » 


Die nun erfolgte Verlängerung ihrer Gültigkeitsdauer 
auf weitere vier Jahre erfolgte mit rund 458 000 ‚Ja gegen 
194 000 Nein bei einer Stimmibeteiligung von 45%. Was 
sollen wir heute sagen, da die Zahl der Gleichgültigen 
und der Stimmfaulen auf 55% angestiegen ist, da mehr 
als die Hälfte aller Stimmberechtigten es nicht mehr für 
nötig fanden, sich an einer Abstimmung zu beteiligen, 
hinter deren negativem Ausgang allenfalls das Gespenst 
des Notrechts stand. 


Während im Dezember 1950 in den beiden Kantonen 
Genf und Waadt eine verwerfende Mehrheit zustande 
kam, hat diesmal der Kanton Genf als einziger mit rund 
10 000 Nein gegen 8000 Ja die Vorlage verworfen. Die 
massive Kundgebung des Unmutes gegenüber Bern, auf 
die man angesichts der plakatierten Argumente für die 
Nein-Parole gefasst sein konnte, ist glücklicherweise aus- 
geblieben. Der Entscheid der ihre Rechte wirklich wahr- 
nehmenden Stimmbürger hat dasnormale Funktionieren 
unserer schweizerischen Demokratie, die auch Sach- 
fragen dem Volke unterbreitet, erneut bestätigt. 


Aber man darf aus dem Ergebnis dieser Abstimmung 
bestimmt nicht den Schluss ziehen, man könnte unter 
Umständen in vier Jahren einfach die Gültigkeit dieser 
Übergangsordnung noch einmal um vier Jahre verlängern 
lassen. Die kommenden vier Jahre sind eine Frist, innert 
der eine dauerhaftere Lösung gefunden werden muss, 


ist gesetzt 


deren Grundlagen allerdings in der geltenden Übergangs- 
ordnung insofern gegeben sein dürften, als es sich darum 
handelt, die direkten und die indirekten Steuern in einem 
trag- und annehmbaren Gleichgewicht zu halten. 


Der Erfolg einer neuen Finanzvorlage wird unseres 
Erachtens weitgehend davon abhängen, ob die eidgenös- 
sischen Räte dem Willen des Volkes Rechnung zu tragen 
wissen, In seiner gegenwärtigen Zusammensetzung stand 
der Nationalrat mehrmals hemmend zwischen dem 
Willen des Volkes und den ihm entgegenkommenden 
Absichten des Bundesrates. Dies zeigte sich beispiels- 
weise in der Frage der Mietzinskontrolle. Das Ergebnis 
der Nationalratswahlen vom Oktober 1955 wird - weniger 
nach der parteipolitischen Sitzverteilung als nach der 
persönlichen Zusammensetzung des neuen Nationalrates 
- für die Ausarbeitung einer neuen eidgenössischen 
Finanzordnung von grösster Wichtigkeit sein. Gerade die 
Genossenschafter werden gut daran tun, wenn jeder mit 
seinem Stimmzettel mit dafür sorgen hilft, dass wirkliche 
Volksvertreter und nicht Anwälte privater Sonderinter- 
essen in den Nationalrat gewählt werden. 


Vereinfachung in der Erhebung der Luxussteuer, Er- 
weiterung der Freiliste bei der Umsatzsteuer um einige 
Artikel lebenswichtigen Bedarfes ausserhalb der Lebens- 
mittel, endgültige Befreiung der genossenschaftlichen 
Rückvergütung und Erhöhung des steuerfreien persön- 
lichen Einkommens bei der Wehrsteuer oder ähnlichen 
Sonderabgaben: «las sind einige der Reformen. die bei 
den Steuerquellen des Bundes vorgenommen werden 
müssen, wenn die neue eidgenössische Finanzvorlage 
populär werden soll. 


Zu einem Projekt der Neuordnung der eidgenössischen 
Steuern gehört selbstverständlich auch ein Finanzpro- 
gramm, das die Ausgaben des Bundes in den grossen 
Zügen festlegt. 


Es ist zwar unlogisch, dem Bund die Einnahmen zu 
verweigern, die er braucht, um die ihm zugewiesenen 
Aufgaben zu erfüllen: aber es ist - da dem Volk kein 
Jahresbudget des Bundes zur Abstimmung unterbreitet 
wird — unvermeidlich, dass viele Stimmbürger die Ab- 
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stimmung über eine neue Finanzordnung als erstbeste — 
und einzige - Gelegenheit benützen, um ihren Unmut 
kundzutun. wenn sie der Meinung sind, dass irgendwo 
Geld verschleudert wird. 

Man wird deshalb in einer neuen Vorlage das Militär- 
budget um alle nieht unbedingt notwendigen Ausgaben 
kürzen müssen. Diese Forderung entspricht durchaus 
nieht nur einer persönlichen Ansicht : sie beruht aufeiner 
in weiten Kreisen verbreiteten Auffassung. 


Erste Arbeitstagung der Schweiz. Vereinigung der IFIG 


Andererseits wird es sehr daraufankommen, dass man 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung einen Schritt 
weiter kommt und durch die Verwirklichung der Mutter- 
schafts- und Invalidenversicherung eine bisher leider 
oflen gebliebene und durch nichts gerechtfertigte Lücke 
schliesst. 

Eine Frist ist gesetzt und die Aufgabe ist nicht leicht; 
aber einen mühelosen Fortschritt hat es noch nie ge- 
geben. E.D. 


DER GEMEINWIRTSCHAFTLICHE WOHNUNGSBAU 


Auf die Einladung der Schweizerischen Vereinigung 
der IFIG (Internationale Forschungs- und Informations- 
stelle für Gemeinwirtschaft) zu einer öffentlichen Ar- 
beitstagung über den gemeinwirtschaftlichen Woh- 
nungsbau haben sich an die zweihundert Teilnehmer am 
Samstag, den 30. Oktober, auf dem Gurten bei Bern ein- 
gefunden. Als Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
österreichischen Gemeinwirtschaft hatte Bundesrat 
A. Porges, der Direktor des österreichischen Verbandes 
gemeinnütziger Bau-, Wohnungs- und Siedlungsver- 
einigungen, der Einladung der Veranstalter Folge ge- 
leistet. Als weitere Gäste konnte der Tagungsleiter be- 
grüssen: Dr. R. Bommeli vom Eide. Volkswirtschafts- 
departement. Dr. 1. Gängerick von der Direktion der 
Volkswirtschaft des Kantens Bern. und den Gemeinde- 
präsidenten von Köniz. W. Antener. 


Die stattliche Teilnehmerzahl setzte sich vor allem aus 
Vertretern kantonaler und kommunaler Behörden und 
aus Delegierten zahlreicher Wohngenossenschaften zu- 
sammen. Vom Schweizerischen Städteverband. vom 
Schweiz. Verband für Wohnungswesen. vom Schweiz. 
Miererverband und von der Schweiz. Vereinigung für 
Landesplanung waren Delegationen anwesend. 


Vertreter gewerkschaftlicher und konsumgenossen- 
schaftlicher Organisationen erweiterten die erfreuliche 
Vielseitigkeit der an der Tagung teilnehmenden Kreise. 


Ein zweifellos aktuelles sozialwirtschaftliches Problem, 
zu dessen Lösung gemeinwirtschaftliche Mittel und 
Wege den entscheidenden Beitrag zu leisten haben, 
wurde an der Tagung in fünf Kurzreferaten von ver- 
schiedenen Gesichtspunkten her in Angiilf genommen. 
Als sechster Referent bot Bundesrat A. Porzes aufschluss- 
reiche Vergleichsmöglichkeiten zwischen  schweize- 
rischen und österreichischen Verhältnissen und damit 
eine sicher wertvolle Erweiterung des Blielifeldes. 

Ein fruchtbarer Gedankenaustausch darf als Erfolg 
dieser ersten öffentlichen Veranstaltung der Schweize- 
rischen Vereinigung der IFIG verzeichnet werden. Von 
den verschiedensten Seiten wird dem Problem des Woh- 
nungsbaus zu Leibe gegangen und es gilt heute mehr 
denn je, nach einer gemeinsamen schweizerischen Lösung 
zu suchen. Dazu sollte die Tagung ihre guten Dienste lei- 
sten: an einer grossen Fülle wertvoller Informationen, 
präziser Vorschläge und neuer Gesichtspunkte liessen es 
die Referenten nicht fehlen. Wurden und werden die 
möglichen und naheliegenden «Querverbindungen»durch 
diese gemeinsame Arbeitstagung gefundenund verstärkt ? 
Wir wissen es nicht — aber wir hoflen es zuversichtlich. 
Jedenfalls haben die Veranstalter auch hiefür weiterhin 
allen Beteiligten ihre Vermittlerdienste angeboten. 

Wir lassen hier zur Vervollständigung unseres Be- 
richtes die auch den Tagungsteilnehmern übergebenen 
Auszüge aus den einzelnen Referaten folgen: 


Entwicklung und sozialwirtschaftliche Bedeutung des 
öffentlichen und genossenschaftlichen Wohnungsbaues 


Auszug aus dem Referat von Stadtrat ). Peter, Zürich: 


Unser Land weist eine gute Wohnkultur und im 
ganzen gesehen geordnete Wohnverhältnisse auf. Ge- 
meinwirtschuftliche Bestrebungen und Realisationen 
sind deshalb verhältnismässig spät und in bescheide- 


nerem Umfang bemerkbar als in den meisten andern 


Ländern. in denen die schlimmen Wohnverhältnisse 
dien Staat veranlassten, sich in grossem Umfang des 
Wohnungsbaues anzunehmen. Die Schweiz ist eines der 
wenigen Länder ohne eine gesamtstaatliche Regelung 
des Wohnungswesens. 

Das rasche Anwachsen der Bevölkerung in den 
Städten um die Jahrhundertwende und die beiden Welt- 
kriege haben aber auch bei uns Notzustände im Such 
nungswesen gezeitigt. Die ersten Bestrebungen, Woh- 
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nungen auf gemeinwirtschaftlicher und gemeinnütziger 
Grundlage zu erstellen, gingen von wohltätig gesinnten 
Kreisen in verschiedenen Städten aus. Später, und be- 
sonders nach den beiden Weltkriegen, waren es die Ge- 
nossenschaften, die den Wohnungsbau auf breiterer 
Grundlage betrieben. Voraussetzung für deren Tätigkeit 
war die Regelung der nachgehenden Belehnungen clurch 
die Gemeinden oder andere Körperschaften, die es er- 
möglichte, mit einem bescheidenen Anteilkapital Woh- 
nungen zu erstellen. Zeitweise wurden durch Bund, Kan- 
tone und Gemeinden auch Beiträge zur Verbilligung der 
Baukosten gewährt, die das genossenschaftliche Bauen 
stark förderten. So wurde in den Jahren 1942 bis 1953 
ungefähr ein Viertel aller Neubauwohnungen durch Ge- 


nossenschaften erstellt. Daneben haben einzelne Städte 
und grössere Gemeinden in kleinerem Umfang gemeinde- 
eigene Wohnbauten erstellt. 

Der gemeinwirtschaftliche Wohnungsbau, sowohl 
der Genossenschaften wie <ler Gemeinden, unterscheidet 
sich wesentlich vom privaten Wohnungsbau, Er ist 
keine Kapitalanlage, sondern eine Dienstleistung unter 
Ausschaltung der Spekulation. Die kontinuierliche Stei- 
gerung der Mietzinsen wird vermieden. Die Vorteile des 
gemeinwirtschaftlichen Wohnungsbaues werden so mit 
der Zeit immer sichtbarer. Sodann bietet der gemeinwirt- 
schaftliche Wohnungsbau den Familien grössere Sicher- 
heit, indem die freie Kündigung ohne Grund praktisch 
nicht vorkommt. Schliesslich ist zu erwähnen, dass Ge- 
meinden und Genossenschaften in erster Linie Familien 
mit Kindern berücksichtigen. 

Von den beiden gemeinwirtschaftlichen Formen des 
Wohnungsbaues ist die genossenschaftliche, sowohl nach 
den bisherigen Leistungen als auch ideell, von grösserer 
Bedeutung. Die Bau- und Wohngenossenschaften, deren 
Mitglieder Vermieter und Mieter zugleich sind, haben die 
Möglichkeit, durch demokratische Verwaltung und Be- 
sprechung der konkreten Wohnprobleme die Mitglieder 
am gemeinsamen Unternehmen zu interessieren und zu- 
gieich ein Wohnklima zu schaffen, das für die Entwick- 
lung der gesunden Familie die denkbar besten Grund- 
lagen bietet. 

Den Genossenschaften, die mit öffentlicher Hilfe bau- 
ten, werden Auflagen gemacht über die Ausschaltung der 
Svekulation und die Verwaltung und Vermietung der 
Wohnungen. Dadurch können sich in der Praxis Schwie- 
rigkeiten in bezug auf die statutarischen Rechte der Mit- 
glieder ergeben. Diese werden aber dadurch gemildert, 
dass die Bestrebungen der Genossenschaften mit jenen 
der Behörden grundsätzlich übereinstimmen. 

Der Eigenbau von Wohnungen durch die Gemein- 
den hat sich als notwendig erwiesen, weil die Genossen- 
schaften wegen der Anteilscheinbeteiligung die wirt- 
schaftlich schwächsten Mieter nieht restlos erfassen, 


oder weilsienach dem Rück- 
gang der öffentlichen Hilfe 
nicht mehr die für viele not- 
wendigen billigen Mietzinse 
erreichen können. Die kom- 
munalen Wohnungenhaben 
eine wichtige Funktion, in- 
dem sie kraft ihrer billigen 
Mieten und bei sozial rich- 
tiger Besetzung ungesunde 
Wohnverhältnisse in den 
Städten verhüten können. 
Die von Obdachlosigkeit 
bedrohten Familien hätten 
während der Wohnungsnot ohne eigene Gemeinde- 
wohnungen mancherorts nicht untergebracht werden 
können. 

Die gegenwärtigen Verhältnisse lassen eine vorüber- 
gehende Verminderung des genossenschaftlichen Woh- 
nungsbaues erkennen, die im Versiegen (ler öffentlichen 
Leistungen bei immer noch hohen Baupreisen begründet 
ist. Die ältern Genossenschaften versuchen, durch et- 
welchen Einsatz früherer Reserven die heutigen Schwie- 
rigkeiten zu überbrücken, wobei ihnen die Möglichkeit 
der Erlangung billiger Gelder zu Hilfe kommt. Es werden 
auch da und dort Wege zur Verbilligung des Bauens ohne 
Preisgabe der notwendigen Raumgrössen probiert. 

Auf längere Sicht betrachtet wird der gemeinwirt- 
schaftliche Wohnungsbau seine Existenzberechtigung 
beweisen. Der rarer werdende städtische Boden, die 
Überbevölkerung der Städte und die Nachteile der Boden- 
spekulation müssen auch bei uns zu Lösungen führen, die 
nur gemeinwirtschaftlich erreicht werden. Schon heute 
kann der private Wohnungsbau «ie Wohnbedürfnisse 
einzelner Kategorien von Mietern, wie ältern Leuten und 
kinderreichen Familien, nicht mehr befriedigen. Eine 
gesunde Entwicklung der Städte lässt sich ohne Gesamt- 
konzeption und vermehrte öffentliche Intervention 
nicht bewerkstelligen. 


Korkwarenfabrik 
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Probleme und Möglichkeiten der Finanzierung 
des öffentlichen und genossenschaftlichen Wohnungsbaus 


Auszug aus dem Referat von Dr. A.Schnurrenberger, Basel 


Da die kommunalen Wohnbauten von den Gemein- 
wesen errichtet werden, stellen sich für sie bei der Be- 
schaffung der notwendigen Mittel keine besonderen 
Schwierigkeiten. 

Dagegen ergeben sich bei der Finanzierung des ge- 
nossenschaftlichen Wohnungsbaus Erschwerungen, de- 
ren Ursachen in der finanziell schwachen Lage seiner 
Träger, dem ihm innewohnenden Bestreben zur Niedrig- 
haltung der Mietzinsen der neuen Logis, sowie der Grösse 
seiner Bauvorhaben im Einzelfall, liegen. Diese finan- 
ziellen Hindernisse gelangen indessen weitgehend oder 
völlig in Wegfall, sofern die Gemeinwesen den genossen- 
schaftlichen Wohnungsbau als im öffentlichen Interesse 
betrachten, wie dies in Zeiten des Wohnungsmangels 
von 1917 bis 1926 und erneut seit 1942 der Fall war. 
Die öffentliche Finanzhilfe erfolgte in Form von ü-fonds- 
perdu-Beiträgen seitens des Bundes, der Kantone und 
der Gemeinden an die Baukosten, der Übernahme oder 
der Verbürgung von Nachgangshypotheken usw. 


Auch heute kann die Wohnungsnot in einzelnen Ge- 
genden und für gewisse Mietpreislagen nur mit finan- 
zieller Hilfe dler Kantone und insbesondere der Gemein- 
den behoben werden. Bemerkenswert ist dabei die Er- 
setzung der Subventionen durch Darlehen und das 
Bestreben, «das kantonale und kommunale Kreldit- 
potential für die Vermittlung von niederverzinslichen 
Vorschüssen einzusetzen. 

Trotzdem die im Interesse der Wohnungsreform 
liegenden Postulate für die Fortsetzung der öffentlichen 
Beihilfe bei der Ausführung von genossenschaftlichen 
Bauten eingehend begründet sind, ist es fraglich, ob 
diese erfüllt werden, da bei den Entscheiden vielfach 
parteipolitische und ideologische Momente den Ausschlag 
geben. 

Beim selbsttragenden genossenschaftlichen Wohnungs- 
bau spielt die Finanzierung eine entscheidende Rolle. 

Im Hinblick aufdie sich auf dem Bau- und Wohnungs- 
markt abzeichnende Entwicklung erfordert die Be- 
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arbeitung der genossenschaftlichen Bauvorhaben be- 
sondere Sorgfalt. Das geringste Versagen einer fehl- 
konstruierten oder fehlgeleiteten Wohngenossenschaft 
würde dem ganzen genossenschaftlichen Bauen zur Last 
gelegt. 

In beschränktem Umfang ist die Fortsetzung des ge- 
nossenschaftlichen Wohungsbaus infolge der finanziellen 
Erstarkung der bestehenden Wohngenossenschaften 


sowie der Beihilfe von Konsumvereinen und Gewerk- 
schaften gesichert. Es ist indessen notwendig, neue Wege 
zu suchen. Diese liegen u.a. in der Abklärung der Frage 
eines vermehrten Heranzuges der Genossenschafter für 
die Aufbringung der eigenen Mittel, der Verbürgung der 
II. Hypotheken durch sie sowie im Postulat über die 
tründung einer Bürgschaftsorganisation der Wohn- 
genossenschaften. 


Die Erfahrungen der Wohnbaupolitik im Kanton Waadt 


Auszug aus dem Referat von Ch. Richard, Lausanne 


Nachdem sich eine Konsultativkommission während 
zwei Jahren mit den Fragen des Wohnungswesens be- 
fasst hatte, leste der waadtländische Regierungsrat auf 
Grund des vorliegenden Gutachtens dem Grossen Rat 
einen Bericht vor, der alle wirtschaftlichen, finanziellen, 
technischen. sozialen, demographischen und städte- 
baulichen Probleme des Wohnungswesens behandelt. 
Auf diesen Bericht folgte ein gesetzlicher Erlass über clas 
Wohnungswesen und die Förderung des Baues von 
Wohnungen zu bescheidenen Mieten, dessen Haupt- 
punkte die folgenden sind: 

Einleitend behandelt das Gesetz die Grundsätze der 
Regelung zwischen den Kantonen, den Gemeinden und 
den Privaten. Die Mitarbeit des Kantons ist darauf 
ausgerichtet, ein befriedigendes wirtschaftliches und 
demographisches Gleichgewicht zwischen den ver- 
schiedenen Gegenden des Kantons sicherzustellen. 

Die Gemeinden sind gehalten, dauernd die Entwick- 
lung der Wohnungsfrage auf ihrem Gebiet zu verfolgen 
und die nicht gedeckten Wohnbedürfnisse festzustellen, 
damit sie innerhalb nützlicher Frist die möglicherweise 
notwendigenVorbeugungsmassnahmen ergreifen können. 

Der zweite Teil ddes Gesetzes behandelt «die Finanz- 
massnahmen des Kantons. Dieser kann Darlehen zu den 
tiefsten Sätzen zusichern. die dazu bestimmt sind. den 
Bau von Wohnungen zu bescheidenen Preisen zu finan- 
zieren, sofern diese durch Genossenschaften, durch 
Aktiengesellschaften mit Namensaktien oder Einzel- 
personen erbaut werden. Sämtliche Rationalisierungs- 
möglichkeiten einer wirtschaftlichen Bauweise sind zu 
beachten, wobei der Dauerhaftigkeit trotzdem die 
nötige Aufmerksamkeit zu schenken ist. Wenn es ge- 
geben erscheint. kann der Kanton zu diesem Zweck auch 
Anleihen aufnehmen. Diese sind den Gemeinden grund- 
sätzlich zum Satz des AHV-Fonds zu überlassen, das 
heisst zu 23,°% netto. Die Gemeinden sind dank der zu 
einem reduzierten Satz gewährten Darlehen Inhaber 


einer gesetzlichen ersten Hypothek, die allen anderen 
Belastungen vorangeht. Sie können ausserdem kostenlos 
Bauland zur Verfügung stellen oder ähnliche, gleich- 
wertige Erleichterungen gewähren. 

Sofern dieGemeinden eine entsprechende Erleichterung 
gewähren, können (die interessierten Gesellschaften unter 
gewissen Bedingungen von der kantonalen Zusatzsteuer 
auf Immobilien und von der Handäuderungssteuer 
befreit werden. 

Wenn sich diese Massnahmen als ungenügend er- 
weisen sollten, dann kann der Kanton ausserdem bei 
überschuldeten Gemeinden die Bezahlung eines Teiles 
der Darlehenszinsen übernehmen, im Maximum 34% 
während 30 Jahren. 

Diese gesetzlichen Bestimmungen wurden durch tech- 
nische sowie durch soziale und finanzielle Ausführungs- 
bestimmungen ergänzt, die besonders die Art und Weise 
regeln, in der die Arbeiten auszuführen sind: sie be- 
stimmen die minimale und die maximale Personenzahl, 
die ein Haus von bestimmter Grösse bewohnen darf, 
und sie regeln weiter das Maximaleinkommen der Mieter 
und die Maximalmiete für die verschiedenen Kategorien 
von Wohnungen und Häusern. Diese Vorschriften regeln 
auch die bei der Berechnung der Belastungen und folglich 
auch der Mieten zu berücksichtigenden Elemente, und 
sie sehen ein Kaufrecht des Kantons oder «der Gemeinde 
vor. Die technischen Bestimmungen sind teilweise 
zwingender Natur und geben den Baufirmen Anweisun- 
gen betreffend die Wahl (des 'Terrains, die Lage des Ge- 
bäudes, die Verteilung der Wohnungen, die Rationali- 
sierung der Bauweise und die Materialwahl. 

Durch diese Massnahme wandtesich der Kanton Waadt 
als erster von der Methode der Subventionen ab, um ein 
in mancher Beziehung scheinbar komplizierteres System 
zu prüfen und einzuführen; doch erscheint diese neue 
Methode wirtschaftlich angemessener, ohne sozial weniger 
wirksam zu sein. 


Bodenpolitik und Wohnbedarf 


Auszug aus dem Referat von H.zAregger, Zürich 


Der Wohnungsbedarf steigt nicht nur proportional zur 
stark progressiven Bevölkerungszunahme. Das moderne 
Leben schafft einen zusätzlichen Bedarf zum Beispiel 
durch das Wegfallen der Generationenwohnungen, dem 
Wunsch Alleinstehender nach einer eigenen Wohnung 
und durch die wirtschaftlich bedingte Beschränkung 
auf das noch behagliche Minimum an Wohnraum, was 
bei wachsender Familie zum häufigeren Wohnungs- 
wechsel zwingt. Damit wächst auch die Nachfrage nach 
vermehrten Wohnungs- und damit auch Haustypen. 
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Unsere ästhetisch oft unbefriedigenden Dörfer und Städte 
sind Ausdruck dieser Vielfalt. 

Um dennoch ein gesundes und behagliches Wohnen zu 
gewährleisten, bedarfes einer sachgerechten Planung, die 
Wohngebiete und Wohnverhältnisse schafft, welche 

%uhe, Besonnung, Erholung bieten. Technisch wäre 
dies ohne weiteres möglich, falls über den Boden frei 
verfügt werden könnte. Nun hat sich aber die Planung 
nieht nur mit einer bereits bestehenden Überbauung 
abzufinden, sie hat auch die bestehende Wirtschafts- 


und Rechtsordnung zu berücksichtigen. Will sie städte- 
bauliche Erfordernisse verwirklichen, so gelingt dies 
mehrheitlich nur, wenn von Gemeinden eine zielbewusste 
Bodenpolitik betrieben wird. Über die Bodenpolitik 
kann die Gemeinde nicht nur Land für öffentliche Zwecke 
reservieren, sie kann auch verbilligend auf die Boden- 
preise einwirken und durch Abtausch städtebauliche 
Vorteile (Grünflächen, günstig gelegene Wohnlagen, gute 
Industriestandorte) wahrnehmen, die unmittelbar wieder 
der Öffentlichkeit zugute kommen. Eine überlegte 
Bodenpolitik ist ein unerlässliches Mittel, ohne Zwang 
gesunde, behagliche und auch preiswerte Wohnungen zu 
erzielen. 


Das heisst nicht, eine Gemeinde solle nun wahllos 
Grundstücke aufkaufen. Dagegen sprechen nicht allein 
«lie Gemeindefinanzen, sondern auch der angestrebte 
Zweck. Vor allem darf eine Gemeinde nicht selber zum 
Bodenspekulanten werden. Sie hat ihre Landkäufe viel- 
mehr auf Grund eines sachgerecht bearbeiteten Orts- 
planes an bestimmten benötigten und wirksamen Plätzen 
vorzunehmen. 

Man darfohne Übertreibung sagen : Ohne Bodenpolitik 
keine wirksame Stadtplanung, ohne Stadtplanung kein 
vernünftiger Städtebau und erst recht kein gesundes 
und behagliches Wohnen. Eines ist so nötig wie das 
andere. 


Ist die Schaffung einer schweizerischen Koordinationsstelle 
für den Wohnungsbau möglich und wünschbar? 


Auszug aus dem Referat von J.-P. Vouga, Lausanne 


Inder Schweiz ist die Gesetzgebung überdas Wohnungs- 
und Bauwesen den Kantonen überlassen, die auch die 
Bautätigkeit überwachen; in allen Kantonen besteht ein 
Gesetz über die Baupolizei, dessen Anwendung den Ge- 
meinden überantwortet wird. 

Im allgemeinen ist in der ganzen Schweiz der Woh- 
numngsbau Sache der privaten Initiative, auch dann, wenn 
er Unterstützungen von seiten der öffentlichen Hand 
erhält. 

Keine kantonale oder kommunale Behörde ist mit 
ihren Gesetzen oder Verordnungen so weit gegangen, sich 
auch mit Fragen der Wohnraumgestaltung zu befassen. 

Mehrere private Vereinigungen, so der Schweizerische 
Ingenieur- und Architektenverein (SIA), der Schweize- 
rische elektrotechnische Verein und der Schweizerische 
Verband für Wohnungswesen haben versucht, zu einer 
gewissen Koordination auf dem Gebiet des Bauwesens zu 
gelangen. Indessen kann die von privaten Organisationen 
aufgebrachte Zusammenarbeit nicht genügen. 

Es besteht heute nicht mehr der geringste Zweifel dar- 
über, dass eine der Voraussetzungen für die Senkung der 
Mietpreise in einer Senkung der Baukosten besteht und 
dass eine Senkung der Baukosten nur auf dem Wege der 
Rationalisierung erreicht werden kann. Rationalisieren 
kann man aber nicht, ohne zu koordinieren und die Vor- 
teile der Rationalisierung stellen sich erst ein, wenn (liese 
sich in einer gewissen Grössenordnung auswirken 
kann. 

Die Zusammenarbeit, die in der Schweiz interkantonal 
nicht in Gang komnit, beginnt sich um uns herum auf 
internationaler Grundlage abzuzeichnen. 

Die Vereinten Nationen haben seit ihrem Bestehen das 
Problem des Wohnungswesens auf ihr Arbeitsprogramm 
gesetzt. 

Die Kommission für europäische Wirtschaftsfragen 
gründete zu diesem Zweck einen Unterausschuss für 
Wohnungsfragen, welcher seinerseits einen internatio- 
nalen Rat für die Dokumentation des Bauwesens und 
einen internationalen Rat für die wissenschaftliche 
Forschung und Dokumentation in Baufragen schuf. Bei 
dieser Organisation handelt es sich nicht um eine Re- 
gierungsstelle, sie vereinigt vielmehr die nationalen 
Organisationen, die sich mit dem Studium und der Do- 
kumentation des Bauwesens befassen. 

Die wichtigsten, nicht von Regierungsstellen ge- 
schaffenen Organisationen, die sich an den Arbeiten des 


Unterausschusses für Wohnungsfragen und für euro- 
päische wirtschaftliche Zusammenarbeit beteiligen, sind: 


«lie Internationale Architektenvereinigung; 

der Internationale Bund für Bauwesen und öffentliche 
Arbeiten: 

der Internationale Bund freier Gewerkschaften; 


- die Internationale Vereinigung für Wohnungs- und 


Städtebau; 

die Internationale Vereinigung der Materialprüfungs- 
anstalten: 

die Internationale Normenvereinigung. 


Daalle Länder beim internationalen Rat für Baufragen 
und bei der europäischen Kommission für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit durch -— jeweils alle beteiligten Kreise 
umfassende — nationale Studiengruppen vertreten sind, 
bleibt die schweizerische Beteiligung durch das Fehlen 
einer entsprechenden schweizerischen Organisation auf 
eine blosse Beobachterrolle beschränkt. 

Der Schweiz. Ingenieur- und Architektenverein (SIA) 
hat diese Rolle bisher übernommen; aber heute handelt 
es sich um die Frage: Aktive Mitarbeit oder völliges 
Abseitsstehen ? 

Es gibt Gründe für ein Abseitsstehen; beispielsweise 
(der verhältnismässig hohe Stand der schweizerischen 
Wohnverhältnisse. 

Es gibt aber gewichtigere Gründe für eine aktive Mit- 
arbeit: gerade dass wir mehr zu bieten als zu empfangen 
haben, bedeutet eine Verpflichtung; es ist durchaus nicht 
sicher, dass wir unseren Vorsprung angesichts der inter- 
nationalen Zusammenarbeit noch lange halten; allfällige 
internationale Normen fänden leichteren Eingang bei, 
uns, wenn die schweizerische Technik an ihrer Ausarbei- 
tung vertreten ist: ein Beitrag der schweizerischen Indu- 
strie zur europäischen Zusammenarbeit könnte ihr 
vielleicht einen heute noch unvermuteten Absatzmarkt 
öffnen; die aktive Beteiligung an dieser internationalen 
Zusammenarbeit zwingt schliesslich die schweizerische 
Technik zur Schaffung einer Koordinationsstelle des 
schweizerischen Bauwesens, die sich auch mit dem 
Wohnungsbau zu befassen hätte. 

Der Schweizerische Ingenieur- und Architektenverein 
hat beschlossen, «len grossen Berufsverbänden und den 
interessierten Behörden die Schaffung einer schweize- 
rischen Zentralstelle des Bauwesens vorzuschlagen. 
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Der öffentliche und genossenschaftliche Wohnungsbau im 


Wiederaufbau von Stadt und Gemeinde Wien 


Auszug aus dem Referat von Bundesrat A. Porges, Wien. 


Der Wohnungsmangel in Österreich ist nieht nur auf 
die Kriegsschäden zurückzuführen. Sozialpolitik, Sozial- 
versicherung, Hebung des Lebensstandardes und Ver- 
besserung der Gesundheitsverhältnisse haben zu einer 
Erhöhung des Lebensalters geführt, so dass viele 
Wohnungen von den älteren Leuten weiter beansprucht 
werden, während die Jungen, die eine Familie gründen, 
keine Wohnung finden. Dazu kommt noch, dass früher, 
sowohl in der alten Monarchie wie auch in der Nazizeit, 
Hunderttausende junger Männer jahrelang im Militär- 
dienst zugebracht haben, während sie jetzt den normalen 
Wohnraum beanspruchen. Alldies wirkt heute zusammen 
und schafft einen besonders dringlichen Wohnungs- 
mangel. In Wien allein sind in 655 337 Wohnungen 
726 570 Haushaltungen untergebracht. 71 233 Haushalte 
in Wien verfügen über keine eigene Wohnung. 


Kriegsschäden 1945 


Zu- In 
Wohnungen in Zerstört Beschädigt sammen  Prozenten 
Denen u 87 000 100 000 1S7 000 60 
Bundesländer . 58 000 66 000 124 000 40 
Sesamtösterreich 145 000 166 000 311 000 100 


Bis 1934 waren von der Gemeinde \Wien 63 000 Woh- 
nungen erstellt worden. 

Seit 1947 bis zum Stichtag vom 1. Mai 1953 hat die 
Gemeinde Wien über 30 000 Wohnungen neu zu bauen 
begonnen, von denen gegen 18 000 bis zu diesem Zeit- 
punkte dem Wiener Wohnungsamt zur Vergebung an 
Wohnungssuchende überantw. ortet wurden. Die weiteren 
über 12 000 Wohnungen konnten zum Grossteil bis Ende 
1953 ebenfalls freigegeben werden. Mit den seither be- 
gonnenen Bauten verfügt Wien heute über 100 000 Ge- 
meindewohnungen. 

Bis 1954 hat die Stadt Wien Kredite von insgesamt 
139 Millionen Schilling für den genossenschaftlichen 
Wohnungsbau bewilligt. Im Budget der Stadt \Vien von 
insgesamt 3 Milliarden Schilling steht ] Milliarde, also 
ein Drittel, für Bauten. 

Für die Zeit von 1954 bis 1959 sind vorgesehen: 

Gemeindebauten: 20 000 Wohnungen 

Genossenschaftsbauten: 10 000 Wohnungen (Siedlungs- 

und Hochbauten) 

Während vor 1914 das Baugelände zu 85% überbaut 
wurde, wird heute mit einer Überbauung von höchstens 
25°, gerechnet. 

Wohnungsdichte in Wien 


1914 je Wohnung . 25, Bersonen 
jeHaushalt ....2..2.....0. 0 4,11 Personen 
1934 je Wohnung . . - - .»-.-...%. 32 Personen 
je Haushalt .. 2... - 2 ...0.0.0. 2,88 Personen 
1951 jeWohnung. . .-.... 0.0.0... 2 Personen 


Ausstattung der Wiener Wohnungen 
1919 1. Juni 1951 


Prozent Prozent 
Vorzimmer . » . er... 6,2 7 
Gas. . De u 2 23,2 82 
Elektrisches am 6 E 32,2 97 
Wasserleitung in der w ohnung = & 
WC in der Wohnung : in = 
Bad in der Wohnung . - -» Ä 
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Ziel dieses sozialen Städtebaus ist eine Gesundung der 
\Wohn- und Lebensverhältnisse: 
mehr Gesundheit für jung und alt; 


günstigere körperliche E 
die Kinder 5 


Entwicklungsmöglichkeiten für 


besserer Schulfortgang der Kinder (Platz für Haus- 
arbeit und Studium); 


Förderung des Familiensinnes (ein Heim für den 
Mann, los vom Wirtshaus!); 


mehr Bewegungsraum für jedes Familienmitglied; 


weitgehende Entlastung der Frau «durch höheren 


Wohnungskomfort. 


' 


Österreichischer Verband. der gemeinnützigen Bau-, Siec 
Wohnungsvereinigungen 


ungs- und 


Verschiedene Rechtsformen: Genossenschaften . . . » 239 
Aktiengesellscheften 3] 
Gesellschaften mbH . . 101 
Nercinen we m. l 


Die Gesamtbaukosten für eine Wohnung von durch- 


a 


schnittlicher Grösse=48 m? betragen: 


bei geschlossener Überbauung 

4stöckige Wohnhäuser (Keller, Erdgeschoss, 
+ Stockwerke, teilweise ausgebautes Dach- 
geschoss) 

bei offener Überbauung £ 

lstöckige Wohnhäuser (Keller, Birdgeschosst 
1 Stockwerk, teilweise ausgebautes Dach- 
geschoss). 


77 000 Schilling 


86 400 Schilling 


Die Gesamtkosten für eine Zweiraumwohnung mit 
einer Nutzfläche von 45 m? setzen sich derzeit im Durch- 
schnitt wie folgt zusammen: 

Für 1 m: Nutzfläche 


Reine Baukosteneinschliesslich Innenausstattung S 1200.— 
Aufschliessungskosten (rund 10% der Baukosten) 8 120.— 
Planung, Bauleitung und Nebenkosten (rund 5% 
der Baukosten) . . =) 60.— 
Arundkütelksemescg ıı usw. (nal & 5% der Bau- 
kosten rn, sc 8 60.— 
Gesamtkosten für 1 m? Nutzfläche . . . Ss 1440. 
Gesamtkosten für eine Zweiraumwohnung ( f 5m:) S 64 800.— 
Finanzierung 
Jährliche 
Baukostenanteil Zinsen Tilgung Belastung 
Öffentliche Mittel (70%) S 45 360.— 1% + 1% S 907.20 
Eigenmittel- und Bau- 
zuschuss (10--20%) S 19 440.— u 4 a S 388.30 
Verwaltungskostenzuschlag . ae Ss 108. 
Instandhaltungskostenzuschlag . . . »22..2.8 180. 
Gesamtbelastung pro Jahr . . Ss 1584,.— 
Miete pro m? Nutzfläche und Monat s 1 584. _ :45 = 35.20: 12 
= 5 2.93 
Nettomiete für 45 m? Nutzfläche zuS2.93 ... S 131.85 
Bctricbskostonp er 27.— 
Gesamtmiete für eine Banner vchnung (65 m?) 
DropNonatue er rer. BR EM IABIET 


GUSTAV DAHRENDORF + 


Wie wohl wir die Genossenschaften und ihre Be- 
wegung niemals als Schöpfungen einzelner Men- 
schen betrachten dürfen, so darf doch gesagt wer- 
den, dass Gustav Dahrendorf der deutschen Kon- 
sumgenossenschaftsbewegung nach dem Zweiten 
Weltkriege weitgehend das Gepräge seiner starken 
Persönlichkeit gegeben hat. Als Vorsitzender der 
Geschäftsleitung der Gross- 
einkaufsgesellschaft deut- 
scher Konsumgenossen- 
schaften (GEG) seit 1948 
und des Vorstandes des 
Zentralverbandescdeutscher 

Konsumgenossenschaften 
seit 1951 war er entschei- 
dend am Wiederaufbau un- 
scerer deutschen Schwester- 
bewegung beteiligt und galt 
zu Recht in weiten Kreisen 
der deutschen Bundesrepu- 
blik als Repräsentant der 

Konsumgenossenschafts- 
bewegung. 


Der am 30. Oktober 1954 
von uns Gegangene stand 
im Alter von 53 Jahren und 
bliekte auf ein fruchtbares 
Leben zurück, das weit- 
gehend auclı bestimmt war 
durch das Aufkommen des Nationalsozialismus in 
Deutschland und die deutsche Niederlage am Ende 
des Zweiten Weltkrieges. 

Von Haus aus Journalist, wandte sich der junge 
Dahrendorf zunächst der Politik zu und wurde mit 
26 Jahren Mitglied der Hamburger Bürgerschaft 
(des Parlaments der Hansestadt). Mit 31 Jahren 
zog cr 1932 als eines der jüngsten Mitglieder in 
den letzten vornationalsozialistischen deutschen 
Reichstag ein und wurde nach 1933 besonders 
durch seinen Kampf als Mitglied der sozialdemo- 
kratischen Widerstandsgruppe gegen das Hitler- 
regime bekannt. In der Zeit des Dritten Reiches 
war er in verschiedenen Kohlengrosshandelsgesell- 
schaften als Geschäftsführer tätig und wurde spä- 
ter wegen Teilnahme am Aufstand des 20. Juli 
1944 zu 7 Jahren Zuchthaus verurteilt. Nach der 
Kapitulation leitete er zunächst die Zentrale 
Kohlenstelle in Berlin und wurde im August 1945 
erster Vizepräsident der Zentralverwaltung der 
Brennstoffindustrie in der sowjetischen Besat- 
zungszone. 

Dieser Mann, der sich der Diktatur des Dritten 
Reiches nicht gebeugt hatte, vermochte es mit 


seinem Gewissen auch nicht zu vereinbaren, den 
neuen Herren im Osten Deutschlands zu dienen, 
und so verliess er bereits 1946 Berlin, um in seine 
Vaterstadt Hamburg zurückzukehren. 

Seine bisherige Tätigkeit als Journalist, Politiker 
und Wirtschafter liess in ihm die Erkenntnis reifen. 
dass er vor allem in der Wirtschaft das leisten 
könnte, was er zu erreichen 
trachtete. Aus diesem 
Grunde trat er im Juli 1946 
als hauptamtliches Vor- 
standsmitglied in die Dien- 
ste der grössten deutschen 

Konsumgenossenschaft, 
der «Produktion» in Ham- 
burg. Im Juli 1947 wurde 
er in den Frankfurter Wirt- 
schaftsrat berufen, als des- 
sen Vizepräsident er bis 
zum Ende dieses Vorparla- 
ments tätig war. 


Iinde 1948 schied er aus 
der «Produktion» aus, um 
in die Geschäftsleitung der 
GEG einzutreten und wurde 
1951 ebenfalls zum Vor- 
sitzenden des Vorstandes 
des Zentralverbandes deut- 
scher Konsumgenossen- 
schaften gewählt. - Der Tod Gustav Dahrendorfs 
bedeutet für die Konsumgenossenschaften der 
deutschen Bundesrepublik einen schweren Verlust, 
der sich innerhalb der deutschen Bewegung noch 
lange fühlbar machen wird. 

Gustav Dahrendorf war nicht nur ein führender 
Genossenschafter und Wirtschafter Deutschlands, 
er war ein Mensch, der bei seinen Mitmenschen 
deshalb Achtung und Anerkennung fand, weilerals 
ihresgleichen sich zu geben wusste und immer ein 
offenes Herz und eine helfende Hand für den klei- 
nen Mann hatte. Das Ausgleichende seines \Ve- 
sens verhalf ihm auch ausserhalb der Konsum- 
genossenschaftsbewegung Deutschlands zu An- 
sehen. Er war auch der gegebene Mann, die deut- 
schen Konsumgenossenschaften in der Exekutive 
des Internationalen Genossenschaftsbundes, der er 
ebenfalls seit kurzer Zeit angehörte, zu vertreten. 

Wir entbieten an dieser Stelle der deutschen Kon- 
sumgenossenschaftsbewegung, aber auch den An- 
gehörigen des Verstorbenen unser herzliches Bei- 
leid anlässlich des Verlustes dieses bedeutenden 
Mannes, von dem unsere deutsche Schwester- 
bewegung noch so viel zu erwarten gehabt hätte. 


Barometer der Wirtschaft 


Wieder spiegeln die Verkehrsleistungen der Bundes- 
bahnen die Leistungen der Volkswirtschaft. Die Per- 
sonenbeförderung per Bahn (Serie Nr. 33). eng verknüpft 
mit dem Auf und Ab im Fremdenverkehr. bewegt sich 
auf dem recht hohen Niveau des Vorjahrs. Für die ersten 
drei Quartale zeigt sich allerdings nur eine Verbesserung 
um etwas über 1°,: im September wurde hingegen, wie 
üblieh, nicht nur das bisher beste Resultat des ‚Tahres, 
sondern auch die deutlichste Verbesserung gegenüber 
1953 erzielt. Das wird noch klarer beim Güterverkehr 
per Schiene (Serie Nr. 34), der im übrigen auch volks- 
wirtschaftlich ausdrucksreicher ist. Seit dem Februar liegt 
jedesMonatsergebnis überdemjenigen derentsprechenden 
Zeit ein Jahr zuvor. Und auch für die9 Monate ‚Tanuar bis 
September dürften die Schweizerischen Bundesbahnen 
vermutlich die bisher beste Leistung gebucht haben. 

Die Geldseite weist eine ähnliche Entwicklung auf. 
Seit dem Mai hat der Goldbestand der Schweizerischen 
Nationalbank (Serie Nr. 15) ohne Unterbruch zuge- 
nommen: desgleichen der Besitz an goldeleichen. also 


Dementsprechend stiegen auf der anderen Seite der 
Buchhaltung das Total von Notenumlauf (Serie Nr. 17) 
plus täglich fälligen Verbindlichkeiten (Serie Nr. 18). 
‚Jeder dieser Doppelposten macht jetzt den schönen 
Betrag von rund 6,5 Milliarden Franken aus. 

Auch die schweizerische Zigarettenproduktion (Serie 
Nr. 21) setzte ihre Aufwärtsbewegung fort. Im 3. Quartal 
wie in den drei Quartalen des Jahres zusammen wurden 
die bisherigen Rekorde erneut überboten. 1954 wurden 
bisher rund 2%, mehr Zigaretten hergestellt als im Vor- 
jahr. Wohl scheint ein Sättigungspunkt in Sicht, aber 
noch steigt der Konsum an blauem Dunst (wenn, was 
man wohl darf, Erzeugung und Absatz gleichgesetzt 
werden). In anderen Ländern wirken fiskalische Be- 
lastung und medizinische Argumente doch schon als 
Hemmsehuh. Es bleibt abzuwarten, ob sich auch eine 
Parallelität von Zigarettenkonsum und wirtschaftlicher 
Konjunktur herausbildet. 

Im Kleinhandel (Serien Nrn. 23-25) ist. «ler saisonale 
Tiefpunkt des Vormonats nun überwunden und die Ab- 


deckungsfähigen Devisen, nämlich Dollars (SerieNr. 16). satzspitze des Jahresendes steht in Sicht. Tconomist 
\ ö Monats- 
Wirtschaftsstatistische Serien Bielglk durchsehnitt April | Mai | Juni | Juli 
oder Basis 1954 | 1954 | 1954 | 1954 
1951 | 1952 | 1953 
l. Lebenskostenindex . . . Aug. 1939 = 100 167 171 170 17 170 170 171 
2. davon Ernährung 5 Au. 1939 = 100 181 154 184 185 186 187 88 
3. VSK: Detailpreisindex total. ee ‚9.39 = 100 181 154 150 h 181 
4. dito Nahrungsmittel 0 a = 100 176 179 176 178 
5. Grosshandelsindex . .„ . . Aug. 1939 = 100 an 220 213 214 215 >14 
5 Index der Einfuhrpreise . . 1938 = 100 246 240 224 221 220 23) 
. Index der Ausfuhrpreise . 0 1938 = 100 259 259 20 252 28 252 
s. Fabrikateeinfuhr, Mengenindex 1938 = 100 ag 191 Di] 250 54 2.48 
9. Rohstoffeinfuhr, Mengenindex . . 1938 = 100 163 144 13+ 160 168 186 
10. Lebensmitteleinfuhr, Mengenindex 1933 = 100 125 114 I=] 118 114 110 
ll. Total Einfuhr, Mengenindex 1938 = 100 174 153 159 181 155 188 
12. Total Ausfuhr, Mengenindex . 1938 — 100 171 170 190 154 182 199 
13. Einfuhr, total Mill. Fr. 493 434 423 475 470 470 
n Ausfuhr, total . Aller 391 396 430 419 417 460 
15. Goldbestand . 5 Mill. Fr. 6001 | 5548 | 5 999 6047 | 6131| 6 198 
16. Deckungsfüähige Devisen“ Mill. Fr. 223 337 5ıl +99 537 509 ß 
17, Notenumlauf . . B Mill. Fr. 4420 | 4596 | 4784 4915| 4967 | 4956 | 4957 |*4 917 
15. Täglich fällige V erbindlichkeiten 9 Mill. Fr. 1858| 1692| 1805 1668 | 1706 | 1746| 1785 |*1 904 
19. Stellensuchende Anzahl +500 | 6062| 5800 292224531] 2045| 2527| 222% 
20. Ganzarbeitslose Anzuhl 3799) 5314| 4995 2195| 1751| 1342| 1787| 1630 
al. Zigarettenproduktion . Millionen 584 624 645 653 673 734 684 734 
. Börsenumsätze (Zürich und Basel) Mill. Fr. 572 669 0887 991 945 | 1255 896 946 
Bi Wertumsätze im Kleinhandel 1949 = 100 113 114 Null 121 116 122 102 112 
24. do. Nahrungs- und Genussmittel . 1949 — 100 110 115 117 124 121 123 115 117 
25. do. Bekleidung . . 1949 = 100 112 112 113 117 107 219) 82 102 
26. Schlachtungen in 43 Städten“ 1000 Tiere 57 62 67 70 64 8 64 59 
27. do. Schlachtgewicht A Tonnen 5922| 6091| 6461 6705| 6460| 5964| 6861| 6 383 
28. Warenumsatzsteuer (Quartal) Mill. Fr. 107 114 118 - 112 - B 5 
29. Gesamtumsatz Postcheck Mill. Fr. 9244| 9672| 9902 9862 10 326 |11565| 9869 | 9988 
30. davon Giroverkehr . Mill. Fr. 1589 926 | 8096} S418| 8042| 8423| 9464| 8073| S 134 
31. Verkehrseinnahmen der SBB- Mill. Fr. 55 56 57 60 62 70 67 66 
32. davon Güterverkehr a Mill. Tr, 32 3] 31 33 34 35 35 37 
en Personenverkehr SBB Mrerarserte wi 1000 Personen |16 792 |17 736 |17 314 gi 821 16 740 |16 751 |17 467 |17 192 |18 851 
, Güterverkehr SBB (Beförderte) 1000 Tonnen 1797| 1623| 1630| 1599| 1761| 1853| 1948| 1850| 1885 
= Neuerstellte Wohnungen Anzahl 1300| 1189| 1218| 7572| 2 '76| 1697| zrs| scı| 2120 
36. Baubewilligte Wohnungen . Anzahl 1327| 1237| 1614| 1979| 1876| ıras| 2504| zası | 1 534 
37. Inlandverbrauch elektr. Strom . Mill. kWh 803 333 859 908 933 988 913 
38. Konkurseröffnungen, total. Anzahl 63 57 59 56 63 $2 49 63 
39. Landw. Produkte, Preisindex . 1948 — 100 96 97 96 96 98 97 98 99 
40. Landw.Produktionsmittel, Preisindex 1948 — 100 102 105 1083| 2702| 102 103 103 104 104 


41. Moody-Index, Rohstoffpreise USA 
42. Reuter-Index, brit. Rohstoffpreise 


* Am 15. Oktober 1954 
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31. Dez. 31 = 100 
18.Sept.31 — 100 


431 
546 


489 
606 


436 
488 


432 
484 


412 438 
495 492 


Herbstkonferenz des Kreises VII 
vom 9. Oktober 1954 in Wetzikon 


105 Delegierte aus 28 Vereinen und 4 Vertreter des 
VSK, der MSK und der Genossenschafts-Apotheken 
fanden sich zur ordentlichen Herbstversammlung im 
Saale des Hotels «Schweizerhof» im idyllischen Dorf 
Wetzikon zusammen. Nachdem der Jodelklub «See- 
rösli» die Versammlungsteilnehmer mit einigen Lieder- 
vorträgen erfreut und der Kreispräsident, und der 
Präsident des KV Wetzikon die Abgeordneten herzlich 
begrüsst hatten, konnte zur Abwicklung der Geschäfte 
geschritten werden. Präsident B. Ensner gab vorerst die 
Zusammensetzung des Vorstandes bekannt. Hierauf 
machte er auf die Arbeitstagung vom I1.November in 
Rüschlikon aufmerksam und ermunterte die Vertreter 
der Vereine, «dafür besorgt zu sein, dass diese Tagung 
gut besucht werde. Im Mittelpunkt dieser Veranstal- 
tung steht ein Referat von Direktor Rüfenacht vom 
VSIX über Regional-Lagerhäuser. 


Die «pi6ce de resistance» bildete das Referat von 
Dircktor O0. Rüfenacht über «Unsere Bewegung seit 
Kriegsende». Der Referent gab in seinen Ausführungen 
eine Reihe von Verbesserungen in der Warenvermitt- 
lun« und den Betrieben des VSK bekannt, behandelte 
die Probleme der Selbstbedienungs- und Versuchsläden, 
die besondere Art der Warenabpackung, die Einführung 
der Betricbsvergleiche, die Rationalisierung in der Ver- 
waltung und in der Warenvermittlung. Ebenso berührte 
er die Frage des Supermarket, der Modernisierung der 
Lagerhäuser, sowie der Erstellung von Regional- 
Lagerhäusern. 

In der Diskussion wurde von #.Horlacher am Vor- 
gehen (des VSK etwelche Kritik geübt. Vor allem ver- 
misst er im Gebaren des VSK eine gewisse notwendige 
Grosszügigkeit. Bei aller Anerkennung, die er dem VSK 
für das Geleistete zollt, sollte man doch höhern Orts ein- 
sehen, dass Teehnisierung und Rationalisierung des 
Betriebes nicht genügt. - O.Schütz spricht eindringlich 
für die Annahme der Finanzvorlage und wünscht sich 
eine etwas kämpferische Genossenschaftspresse, wäh- 
rend der Vorsitzende, E. Ensner, gerne noch etwas über 
die Auswirkungen der Tätigkeit des VSK auf die Wirt- 
schaftslage der Schweiz gehört hätte. Im übrigen unter- 
stützt er die Ausführungen von Nationalrat O.Schütz 
und hofft, dass endlich der Eingabe des Kreises VII 
eine Antwort zuteil werde. - #. Horlacher wünscht, dass 
der VSK. einen engern Kontakt mit den Genossenschafts- 
verbänden des Auslandes suche. Er sollte Aussenposten 
schaffen, damit die Beziehungen zum Ausland im 
Interesse eines regern Austausches von Erfahrungen 
und Ideen enger und wirksamer gestaltet werden 
könnten. — In seinem ausführlichen Schlusswort macht 
Direktor Rüfenacht auf die grossen Schwierigkeiten 
aufmerksam, die sich oft den gutgemeinten Bestre- 
bungen des VSK durch die spezifischen Bigenarten und 
regionalen Verschiedenheiten der einzelnen Vereine er- 
geben. 

Um 17 Uhr konnte der Vorsitzende die Kreiskon- 
ferenz mit dem Dank an den Referenten und die Teil- 
nehmer schliessen. E. Sch. 


Herbstkonferenz des Kreises IV 
vom 16. Oktober 1954 in Derendingen 


Die diesjährige gut besuchte Kreiskonferenz stand 
unter dem Motto eines Rückblickes auf unsere Bewe- 
gung seit dem Kriegsende und der Steuergesctzrevision 
im Kanton Solothurn. 

Der Kreispräsident, alt Nationalrat Friedrich Schneider 
aus Basel, sprach nach dem allgemeinen herzlichen Will- 
kommensgruss tiefempfundene Abschieds- und Dankes- 
worte für den am 13.Juni 1954 verstorbenen Ehren- 
präsidenten unseres Kreises, Felix Gschwind. Die Dele- 
gierten erwiesen hierauf dem grossen Genossenschafter 
durch Erheben von den Sitzen die letzte Ehre. 

Dann begrüsste der Vorsitzende im besonderen die 
Vertreter des Gemeinderates und der Konsumgenossen- 
schaft Derendingen, die beiden Referenten, Direktor 
H. Rudin vom VSK und Verwalter O.Heri aus Biberist, 
sowie die Vertreterinnen des KFS, die Frauen -lerni aus 
Liestal und B.T’hommen aus Basel. Den Reigen der 
Gästereden eröffnete A.Stefen, der in echt genossen- 
schaftlichem Geiste namens des Gemeinderates von 
Derendingen die Delegierten herzlich willkommen hiess. 
Frau 4Jernt aus Liestal richtete im Auftrage des KFS 
einen Appell an alle Genossenschafter, sich in vermehr- 
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welche vorzeitig pensioniert. werden müssen. Tatsäch- 
lieh ist rund die Hälfte der bei der Versicherungsanstalt 
schweiz. Konsumvereine versicherten Männer nicht in 
der Luge, bis zum Alter von 65 ‚Jahren zu arbeiten, 
sondern muss vorher infolge Krunkheit, Unfall oder 
allgemeiner Abnahme der Arbeitsfähigkeit in den Ruhe- 
stand treten. Und für die versicherten Frauen — Büro- 
listinnen, Verkäuferinnen, Magazinerinnen usw. 
liefert uns die Statistik ein gleiches Ergebnis. Es sind 
mehr als die Hälfte, welche vor dem 60. Altersjahr ihre 
Arbeitsstätte verlassen müssen. Besonders im Ver- 
käuferinnenberuf, der stets sowohl geistige wie körper- 
liche Rüstigkeit erfordert, können schon kleinere Ge- 
brechen, Nervosität und Erschöpfung vor dem Rück- 
trittsalter zur Arbeitsaufgabe zwingen. 


Was es für alle diese Personen, die meist jahrzehntelang 
treue Dienste geleistet haben, bedeutet. wenn an Stelle 
des verlorenen Erwerbseinkommens ein sicheres und 
ausreichendes Renteneinkommen tritt, ist leieht zu 
ermessen. Abgesehen davon, duss die Befreiung von der 
täglichen Arbeitslust sie oft vor schwerer Erkrankung 
bewahrt und ihnen eine Genesung ermöglieht. Aber 
auch für die Konsumgenossenschaft ist cs wertvoll, 
wenn sie invalid gewordene Angestellte in anständiger 
Weise entlassen und durch junge Arbeitskräfte ersetzen 
kann. 


Die Versicherung gegen Invalidität ist deshalb ein über- 
aus wichtiger Bestandteil der Personalfürsorge. Die 
VASK hat der Invaliditätsversicherung stets ihre volle 
Aufmerksamkeit geschenkt und ihr auch sozialen Cha- 
rakter gegeben, indem der invalide Vater mit noch 
unmündigen Kindern zu seiner Invalidenrente zusätz- 
lich Kinderrenten erhält. 


Prüfen Sie, ob Ihr Personal gegen Invalidität noch 
genügend versichert ist, und schen Sie auch den Ein- 
bezug ullfällig noch nicht versicherten Personals in die 
Pensionsversicherung vor. Auch fur ältere Angestellte 
ist der Beitritt jederzeit möglich. Die Versicherungs- 
anstalt schweizerischer Konsumvereine (VASK), Iusel, 
erteilt Ihnen gerne jede gewünschte Auskunft. 


VASK-Mittellung Nr. 3 


tem Masse der bestehenden Frauenvereine anzunehmen 
und die Gründung neuer Frauenvereine zu fördern. 
Unser Kreisverband möge zudem für zukünftige 
Kreiskonferenzen auch ein Traktandum «Über die 
Arbeit der Frau in der Genossenschaft» jeweils auf die 
Geschäftsliste aufnehmen. Der Präsident dankt für die 
freundlichen Worte und nimmt die Anregung von Frau 
Aerni gerne zur Prüfung entgegen. 

Unter Mitteilungen wird bekanntgegeben. dass der 
Kreisverband an die Errichtung und Aufstellung des 
Denkmals für den hervorragenden Genossenschafts- 
pionier Stefan Gschwind in Oberwil einen Beitrag 
leistete. Einen Beitrag von Fr. 500 erhielt das Genossen- 
schaftliche Seminar im Freidorf. Erwähnt wurden 
weiter die Patenschaft Co-op. die Gründung sogenannter 
Tele-Klubs (Fernsehklubs) und die Vereinigung ge- 
nossenschaftlich gesinnter Lehrer im Kreis IV. die sich 
neue Statuten gab und am 12./13.Oktober in Winter- 
thur tagte. 

Über die Stellung der Kreisverbände im VSK hat der 
Kreisvorstand eine Vorlage des Vorsitzenden beraten, 
die als Antrag an die Direktion des VSK weitergeleitet 
wird. Der Kreisverband IIla hat einheitliche Rückver- 
gütungsmarken geschaffen und es wird sich auch unser 
Kreis mit dieser Frage zu befassen haben. 

Über «Unsere Bewegung seit Kriegsende» referierte 
hernach ausführlich 7. Rudin, Mitglied der Direktion 
des VSK. Seine hochinteressanten Ausführungen gipfel- 
ten in einem eingehenden Rückblick seit dem Jahre 1945 
bis heute. Der Referent entwickelte ein anschauliches, 
übersichtliches und eingehendes Bild über das Ge- 
schehen in den letzten S Jahren, über die Entwicklung 
von Vereinen und Verband, über die geleistete genos- 
senschaftliche Arbeit und über die Leistungsfähigkeit 
der Konsumgenossenschaften und ihres Verbandes. Mit 
der Feststellung, dass der Kontakt zwischen Verband 
und den einzelnen Vereinen noch nie so gut war wie 
jetzt und mit dem Appell an das Solidaritätsprinzip, 
schloss der Redner seine mit grossem Beifall aufgenom- 
menen Ausführungen. 

In der Diskussion regte Julius Felber, Präsident des 
Verwaltungsrates des CVO in Olten, an, der Kreisvor- 
stand möchte doch die eventuelle Schaffung von soge- 
nannten Regional-Lagerhäusern auch in unserem Kreise 
prüfen und für die kommende Zeit die Vereine unseres 
Kreises zu einer Aussprache darüber einladen. Der 
Kreispräsident nahm die Anregung entgegen und 
machte darauf aufmerksam, dass auch diese Aufgabe in 
der Eingabe unseres Kreisverbandes an den VSK ent- 
halten sei. 

In klarer, knapper Art und \Weise orientierte hernach 
Verwalter O.Heri aus Biberist die Delegierten über die 
Steuergeselzrevision im Kanton Solothurn. Nach gründ- 
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licher Vorberatung durch einen Sachausschuss ist an 
das Finanzdepartement des Kantons Solothurn eine 
Eingabe der Vereinigung der solothurnischen Konsum- 
genossenschaften geriehtet worden mit folgenden An- 
trägen: 


1. Steuerbefreiung der Rabatte und Rückvergütungen 
bis zusammen 8%. 

2. Ausscheidung der steuerpflichtigen Rabatte und 
Rückvergütungen aus dem Reinertrag und geson- 
derte Besteuerung (in analoger Weise wie beim Wehr- 
steuerrecht). 

3. Besteuerung der massgebenden Rabatte und Rück- 
vergütungen zu einem festen, proportionalen Satz von 
+ bis 5%. 

4. Ausdehnung der Steuerpflicht auf alle natürlichen 
und juristischen Personen sowie Kollektiv- und 
Kommanditgesellschaften, die als Inhaber geschäft- 
licher Betriebe bei der Abgabe von Waren Rabatte 
oder Rückvergütungen von mehr als 8%, entrichten. 


Bei dieser Steuergesetzrevision wird die Vereinigung 
der solothurnischen Konsumgenossenschaften alles da- 
ran setzen, (dass ihre gerechten Forderungen berück- 
sichtigt werden. 

Auch diese Ausführungen wurden vom Vorsitzenden 
bestens verdankt. 

Unter Allfälligem führt der Vizepräsident Leo Stüdeli, 
Solothurn, an, dass die kommende Frühjahrskonferenz 
von einem Vereine des Kantons Baselland arrangiert 
werden sollte. Da sich aber noch kein Verein dazu ent- 
schliessen konnte, wird die Bestimmung des Tagungs- 
ortes für das Frühjahr dem Kreisvorstand überlassen. 

Der Appell ergab die Anwesenheit von 92 Delegierten 
und 25 Gästen. 

Um 17.00 Uhr konnte der Vorsitzende die sehr 
interessante Herbstkreiskonferenz schliessen mit dem 
Wunsche, die Delegierten möchten das Gehörte in ihre 
Vereine weitertragen im Interesse der Genossenschafts- 


bewegung und im Interesse und zum Wohle des Kreises 
ING -2- 


Herbstkonferenz des Kreises V 
16.Oktober 1954 in Zofingen 


Kreispräsident Graf konnte in seinen Begrüssungs- 
worten cie Anwesenheit von 110 Delegierten und Gästen 
feststellen, die 47 Vereine vertraten. Besonderen Will- 
komm entbot er Direktor Herzog, sowie K.Krummen- 
acker und Dr. Kohler vom VSK, Dr. Dietiker vom Seminar 
und Frau Meier, Suhr, vom KFS. Die Gemeindebehör- 
den waren vertreten durch die Gemeinderäte Schei- 
degger und Bachmann. 

Das Regionallagerhausproblem behandelte in einem 
einlässlichen Referat Verwalter Olivieri, Aarau, der den 
Vereinen noch einmal die Vorteile einer solchen Grün- 
dung vor Augen führte. Seine Ausführungen mündeten 
in der Feststellung, dass durch Berechnungen, Aus- 
sprachen usw. das Problem soweit gediehen sei, dass 
nun zur Tat geschritten werden sollte. Verschiedene Dis- 
kussionsredner unterstützten seine Darlegungen und be- 
dauerten höchstens, dass nicht alle Vereine an diesem 
Projekt teilhaftig werden sollten. 

In einem vorzüglich aufgebauten Referate sprach Di- 
rektor Herzog über «Unsere Bewegung seit Kriegsende». 
Es würde den Rahmen dieses Berichtes sprengen, ein- 


" 
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lüsslicher auf seine wertvollen Ausführungen einzugehen, 
aber stichwortartig seien doch die aufgeworfenen Pro- 
bleme erwähnt: 


Umsatzentwicklung des VSK und der Vereine, 

Getroffene Umbauten und Verbesserungen im Be- 
triebe des VSK, 

Die Entwicklung der Selbstbedienung in unserer Be- 
wegung, 

Streifung der wirtschaftspolitischen Fragen, 

Aufgaben der Zukunft. 


In der Diskussion, an der sich die Genossenschafter 
Graf, Kaspar, Gränichen; Keller, Suhr; Matter, Köl- 
liken; Herrmann, Zofingen und Olivieri, Aarau betei- 
ligten, kam der Wille zum Ausdruck, durch sachliche 
Kritik zum Wohle des ganzen beizutragen. 

Als Tagungsort der Frühjahrskonferenz 
Brugg. 

Um 17.45 Uhr konnte der Kreispräsident die sehr lehr- 
reiche Tagung mit dem Dank an die Referenten, Dis- 
kussionsredner und Vereine schliessen. WS. 


beliebte 


Herbstkonferenz des Kreises Illa 
vom 17. Oktober 1954 in Niederbipp 


Im neuen Gasthof zum Löwen der Konsumgenossen- 
schaft Niederbipp, begrüsste Kreispräsident Hans Alt- 
haus «ie 163 Vertreter und Gäste aus 53 Vereinen. Be- 
sonders willkommen hiess er Direktor O.Rüfenacht, 
Frau Paula Ryser, ehemaliges Mitglied des Verwal- 
tungsrates des VSK, Frau Hulda Kurz. ihre Nach- 
folgerin, alt Verwalter Gonzierowsky. Frau G.Gabi, 
Delegierte des KFS, sowie Präsident Luder von 
der Konsumgenossenschaft Niederbipp. A. Domeisen, 
Verbandsvertreter und F.Rubi von der Teigwaren- 
fabrik Münsingen. 

Namens der lokalen Genossenschaft fand Präsident 
Luder sympathische Worte des Dankes für die Wahl des 
Ronferenzortes. Frau Gabi überbrachte die Grüsse und 
Glückwünsche des Konsumgenossenschaftlichen Frauen- 
bundes der Schweiz und gab Kenntnis vom schönen Er- 
folg der Rosenaktion. Der Reingewinn werde gegen 
40000 Fr. betragen und komme ausschliesslich wohl- 
tätigen Zwecken zugute. Die Sprechende beantragt, 
man möchte regelmässig an den Herbstkonferenzen ein 
Traktandum über die Tätigkeit der Frauenvereine vor- 
schen. Binstimmig wurde dieser Antrag gutgeheissen. 

Kreispräsident Althaus gratulierte dem Protokoll- 
führer, P. Tobler, Biel, zu seiner Wahl als Verwalter. Da 
der auf Ende dieses ‚Jahres zurücktretende Verwalter 
Fritz Walther sich für die heutige Versammlung ent- 
schuldigen liess, werden wir später Gelegenheit haben, 
seine langjährige, erfolgreiche Tätigkeit zu würdigen. 

Über die in unserm Kreis eingeführten einheitlichen 
Rückvergütungsmarken konnte der Vorsitzende nur Er- 
freuliches berichten. haben sich doch bereits 47 Vereine 
diesem System angeschlossen. Er bittet die noch ver- 
bleibenden Genossenschaften, bald mitzumachen. 

Regionallagerhausgenossenschaften sind nun in Thun 
und Bern gegründet worden: sie sollen zur raschern 
Warenbelieferung und Senkung der Unkosten beitragen. 

Vorarbeiten zur Schaffung von Gesamiarbeitsverträgen 
sind im Gange. Es wird eine Kommission bestellt mit 


den Genossenschaftern Flückiger, Thun: Buri. Bern; 
Tobler, Biel: Grütter, Burgdorf: Althaus, Kreispräsi- 
dent und Doggwiler (VBA) ex ofticio. 

Im weitern wurde beschlossen. innerhalb unseres 
Kreises eine Weiknachtsaktion durchzuführen sowie An- 
teilscheine der Popularis und der Schweizer Reisekusse 
zu zeichnen. 

Der Beitrag in den Propagandafonds soll unverändert 
bleiben. Hierauf folgte das ausgezeichnete Referat von 
Direktor O.Rüfenacht über «Unsere Bewegung seit 
Kriegsende». Die Überlegung zu diesem Thema war, 
nicht nur Rückblick zu halten, sondern in die Zukunft 
zu sehen. um uns für kommende Aufgaben zu wappnen 
und bereit zu halten. Der reich mit interessanten 
Zahlen gespickte Vortrag wies auf eine beachtliche Ent- 
wieklung unserer Bewegung hin. Auf allen Gebieten 
wurden neue Methoden und technische Verbesserungen 
zu Nutze gezogen. Man darf ohne zu übertreiben sagen, 
dass weder VSK noch Vereine die Zeit verschlafen haben. 
Wohl bleiben noch viele Probleme zu lösen und zu 
meistern. Wo es aber an der Einsicht nicht mangelt, wo 
gesunde Vereine mit Tatkraft und Verständnis gemein- 
sam mit ihrer Zentrale zusammenarbeiten und die 
künftige Entwicklung fördern helfen, da wird auch ein 
Erfolg nicht ausbleiben. 

Das mit grossem Beifall aufgenommene Referat 
wurde vom Vorsitzenden herzlich verdankt. 

Als Orte für die nächsten Kreiskonferenzen wurden 
bestimmt: Langnau für Frühjahr 1955. Herzogenbuch- 
see für Herbst 1955 und Thun für Frühjahr 1956. 

Um 13.00 Uhr konnte Präsident Althaus die flott ver- 
laufene und lehrreiche Konferenz schliessen. 

Während dem Mittagessen entpuppten sich Mitglieder 
des lokalen Frauenvereins als gute Theaterspielerinnen 
und die Musikgesellschaft Niederbipp bewies ihr grosses 
Können im Vortrag gediegener «Tafelmusik». Hiefür 
noch besten Dank. PT. 
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Kreis VII 


Wir laden hiemit alle Kreisgenossenschaften ein. an 
unserer 


Arbeitstagung 
vom 11.November 1954. morgens 9.15 Uhr. 
im Hotel-Restaurant « Belvoir» in Rüschlikon/Zeh. 
teilzunehmen. 
An unsern „Arbeitstagungen nchmen normalerweise nur 
unsere Verwalter teil. Da es sich im vorliegenden Falle 
um eine Angelegenheit handelt, die auch die Interessen 
der kleinen Genossenschaften berührt, würden wir cs 
begrüssen, wenn auch die einzelnen Genossenschafts- 
vorstände sich nach Möglichkeit mit einer Delegation 
vertreten lassen könnten. 


Haupttraktandum der Tagung: 


«Regionallagerhäuser» 
Wir freuen uns auf einen miten Besuch! 
Mit genossenschaftlichem Gruss 


Kreisvorstand VII 


Der Präsident 


Genossenschaftliches Seminar 


(Stiftung von Bernhard Jaeggi) 


Kurs über die Gestaltung der Lokalseite 
in der «Genossenschaft» 


13. und 14. November 1954 
Kursleitung: F. Wenger 


Ort: Buchdruckerei des V.S.K.. St.-Jakobs-Strasse 175, 
Basel, und Genossenschaftliches Seminar Freidorf. 


Beginn: 15 Uhr im Erfrischungsraum der Buchdruckerei 
des W.S.K. (Tramstation «Zeughaus», Linie 12 oder 14). 


PROGRAMM 


Samstag, 13. Noveniber 


15.00 a) Begrüssung. 
b) Organisation der Volksblätter. G. Wolf, V.S.K. 
17.00 Die propagandistischen Erfordernisse eines guten 


Inserates. 
F. Wenger, V.S.K. und Genossenschaftl. Seminar 


Sonntag, 14. November 


8.00 Die Herstellung des Manuskriptes. 


A. Sonderegger, V.S.K. 


9.00 Praktische Uebungen. 

10.15 Ausarbeitung eines propagandistisch wirksamen 
Inserates. 

11.15 Besprechung der Arbeiten. 

11.30 Referat: Inserate in der Lokalpresse. G. Wolf 


Anschliessend Diskussion. 


Die Kursteilnehmer werden ersucht, Schreibmaterial so- 
wie einen weichen Bleistift mitzubringen. Gewisse Unter- 
lagen werden den Kursteilnehmern nach Eintreffen der 
Anmeldung zur Vorbereitung (Zeitgewinn) zugestellt. 


Druckerei und Administralion: Basel, S1.-Jakobs-Slrasse 175, Postlach Basel 2 
1 nahme: f 

a ejanaganlır R.-C. Mordasini, Genl, rua de la Monnaie 3 

Telephon (022) 2452 25 
1arll: 

ten 60 Rp. per Millimeler bei 40 mm Breite 
Reklamen Fr. 1.50 per Millimeter bei 83 mm Braila 
Kleine Anzeigen 15 Rp. per Wort, Insarale unler 


Zuschlag 


Chillre Fr. 1.— 
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Mühlengenossenschaft 


schweiz. Konsumvereine (MSK) 


Sitzung der Verwaltung 


Die Verwaltung hielt am 23. Oktober 1954 in 
Luzern eine Sitzung ab. 

Anwesend waren 12 Mitglieder der Verwaltung 
sowie die 3 Mitglieder der Direktion. Entschuldigt 
abwesend waren die Herren H.Rudin und O.Heri. 

Die Verwaltung nahm Kenntnis von Bericht und 
Rechnung pro 3. Quartal 1954 und genehmigte diese 
einstimmig. 

Sodann liess sie sich über den Bericht der Treu- 
handabteilung des V.S.K. über das Geschäftsjahr 


1953 orientieren. 


en wir 


Kleine Anzeigen 


Offene Stellen 


Infolge Pensionierung des bisherigen Verwalters suc 
per 1. April 1955 jungen, initiativen, kaufnunnisch gebil- 
deten Nachfolger, der auch die Buchhaltung besorgt. Umsatz 
rund 550 000 Franken. Wohnung vorhanden. terossenten 
mit längerer Praxis und genossenschaftlicher Gesinnung, 


mit guten Kenntnissen in der Lebensmittel-, Ifnushalt- und 
Textilbranche, Kohlengeschäft und Bückorci können sich 
melden mit Angabe der bisherigen Tätigkeit, Gehaltsansprü- 


chen und Photo an Herrn Jakob Hottinge ussli, Prüsident 


der Konsumgenossenschaft Uetikon am Sco. 


Wir suchen für unseren neuen, modernen Hauptladen, Gemischt- 
waren, zu möglichst baldigem Eintritt tüchtige I. und IL. Ver- 
küurerin, Bewerberinnen müssen gute IKenntnisso in Schuh- 
und Manufakturwaren besitzen, Freier Wochenhalbtag, ange- 
nchme Arbeitszeit. Offerten mit Photo, Angaben über bis- 
herige Tätigkeit und Lohnansprüche sind erbeten an Herrn 
Wilhelm Fink, Präsident, Konsumgenossensehaft \Welschen- 
rohr. 


Zu verkaufen 


Zu verkaulen wegen Betriebsumstellung 


t Bandsäge Olmm. SO cm, Rollen sehr gut erhalten, Leicht- 
metallrollen, Stern-Dreieck-Schalter, Gusständer links, Motor 
380 Volt, 4 PS, 720 Touren, Motor angebaut. Maschine 
gebraucht. 

1 gebrauchte quterhaltene Ilolz-Spaltinaschine, Müller, Brugg, 
Motor 3.4 PS, 380 Volt, mit Schalter. 

Kohlen-, Holz- und Heizöl-AG., vorm. Arbeitshütte Bern, 
Sulgenbachstrasse 43, Telephon (031) 5 56 51. 
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